
  

 

 

 

 

Beitragssatzung für die Verbesserung der Wasserversorgungsanlage  

(VES-WAS) der Gemeinde Farchant 

 

vom 23.07.2015 auf Grundlage des Gemeinderatsbeschlusses Nr. 08/01 vom 09.07.2015 

 

Auf Grund des Art. 5 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Gemeinde Farchant  

folgende Beitragssatzung für die Verbesserung der Wasserversorgungseinrichtung: 

§ 1 

Beitragserhebung 

(1) Die Gemeinde erhebt einen Beitrag zur Deckung ihres Aufwandes für die Verbesserung 

der Wasserversorgungsanlage durch folgende Maßnahmen: 

A) Eintritt der Gemeinde Farchant in die Zweckvereinbarung der Gemeinde Grainau und der 

Gemeindewerke Garmisch-Partenkirchen zum Betrieb einer gemeinsamen 

Wassergewinnungsanlage im Unterwald in Grainau. 

B) Gründung einer Zweckvereinbarung mit den Gemeindewerken Garmisch-Partenkirchen 

zur Regelung der Durchleitung von Trinkwasser durch das Wasserleitungsnetz von Garmisch-

Partenkirchen zur Versorgung der Gemeinde Farchant. 

C) Zusammenschluss des Netzes der Wasserversorgung der Gemeindewerke Garmisch-

Partenkirchen und Farchant über eine Zuleitung von der Feldernkopfstraße in Burgrain zum 

Hochbehälter mit Errichtung einer Druckerhöhungsanlage. 

 

(2) 1Ein Abdruck der Zweckvereinbarungen und Planunterlagen kann wegen ihres Umfangs 

nicht in der Bekanntmachung erfolgen. 2Es wird aber erläuternd auf die beim Bauamt der 

Gemeinde niedergelegten Pläne Bezug genommen. 3Dies Planunterlagen werden dort 

archivmäßig verwahrt und sind während der Dienststunden allgemein zugänglich. 

§ 2 

Beitragstatbestand 

Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich 

nutzbare Grundstücke erhoben, wenn für sie nach § 4 WAS ein Recht zum Anschluss an die 

Wasserversorgungseinrichtung besteht. Ein Beitrag wird auch für Grundstücke erhoben, die 

an die Wasserversorgungseinrichtung tatsächlich angeschlossen sind oder aufgrund einer 
Sondervereinbarung nach § 8 WAS an die Wasserversorgung angeschlossen werden. 

§ 3 

Entstehen der Beitragsschuld 

(1) 1Die Beitragsschuld entsteht, wenn die Verbesserungs- und Erneuerungsmaßnahmen 

tatsächlich beendet sind. 2Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor dem Inkrafttreten 

dieser Satzung liegt, entsteht die Beitragspflicht erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 

(2) Vor Fertigstellung der Maßnahme kann die Gemeinde schon vor dem Entstehen der 

Beitragsschuld Vorauszahlungen auf die voraussichtlich zu zahlenden Beiträge verlangen. 



  

 

 

§ 4 

Beitragsschuldner 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des 

Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist. 

§ 5 

Beitragsmaßstab 

(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschoßfläche der vorhandenen 

Gebäude berechnet. 

(2) Die Geschoßfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschoßen zu 

ermitteln. Keller werden mit der vollen Fläche herangezogen. Dachgeschoße werden 

herangezogen, soweit sie ausgebaut sind, dabei wird 2/3 der darunter liegenden 

Geschoßfläche in Ansatz gebracht. Gebäude oder selbständige Gebäudeteile, die nach der 

Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Wasserversorgung auslösen, werden nicht zum 

Geschoßflächenbeitrag herangezogen; das gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, die 

tatsächlich einen Wasseranschluss haben. Balkone, Loggien und Terrassen bleiben außer 

Ansatz, wenn und soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hinausragen. 

(3) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, wird als 

Geschoßfläche ein Viertel der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht; das gleiche gilt, wenn 

auf einem Grundstück die zulässige Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung nur 

untergeordnete Bedeutung hat. 

(4) Bei sonstigen unbebauten Grundstücken ist die anzusetzende Geschoßfläche nach der in 

der näheren Umgebung vorhandenen Bebauung zu ermitteln; anzusetzen ist das 

durchschnittliche Maß der tatsächlichen baulichen Ausnutzung der Grundstücke in der 

näheren Umgebung. Fehlt es an einer heranziehbaren Bebauung, so ist ein Viertel der 

Grundstücksfläche als Geschoßfläche anzusetzen.  

(5) Wird ein Grundstück vergrößert und wurden für diese Flächen noch keine Beiträge 

geleistet, so entsteht die Beitragspflicht auch hierfür. Gleiches gilt im Falle der 

Geschoßflächenvergrößerung für die zusätzlich geschaffenen Geschoßflächen, sowie im Falle 

der sich nach Satz 4 aufgrund ihrer Vervielfältigung ergebenden Grundstücksfläche. Gleiches 

gilt für alle sonstigen Veränderungen, die nach Abs. 2 für die Beitragsbemessung von 

Bedeutung sind. Die beitragspflichtige Grundstücksfläche wird bei Grundstücken in 

unbeplanten Gebieten von mindestens 1.700 qm Fläche (übergroße Grundstücke) auf das 4-

fache der beitragspflichtigen Geschoßfläche, mindestens jedoch auf 1.700 qm begrenzt 

(6) wird ein unbebautes Grundstück, für das ein Beitrag nach Abs. 3 oder Abs. 4 festgesetzt 

worden ist, später bebaut, so wird der Beitrag nach Abs. 1 neu berechnet. Dem so 

ermittelten Betrag ist der Betrag gegenüberzustellen, der sich im Zeitpunkt des Entstehens 

der neu zu berechnenden Beitragsschuld ( § 3 Abs. 2 ) bei Ansatz der nach Abs. 3 oder Abs. 4 

berücksichtigten Geschoßfläche ergeben würde. Der Unterschiedsbetrag ist nach zu 

entrichten. Ergibt die Gegenüberstellung eine Überzahlung, so ist für die Berechnung des 

Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz abzustellen, nach dem der ursprüngliche Beitrag 

entrichtet wurde. Der Erstattungsbetrag ist vom Zeitpunkt der Entrichtung des 

ursprünglichen Beitrags an nach § 238 AO zu verzinsen. 

 

  



  

 

 

§ 6 

Beitragssatz 

(1) Der Beitrag beträgt 

a) pro m² Grundstücksfläche  0,28 € 

b) pro m² Geschossfläche    1,37 €. 

  

§ 7 

Fälligkeit 
1Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 
2Entsprechendes gilt für Vorauszahlungen. 

§ 7a 

Beitragsablösung 
1Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgelöst werden. 2Der 

Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Beitrags. 3Ein 

Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 

 

§ 8 

Mehrwertsteuer 

Zu den Beiträgen wird die Mehrwertsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Höhe erhoben.  

§ 9 

Pflichten des Beitragsschuldners 

Die Beitragsschuldner sind verpflichtet, der Gemeinde für die Höhe der Schuld maßgebliche 

Veränderungen unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Veränderungen – auf 

Verlangen auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen – Auskunft zu erteilen. 

  

§ 10 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

  

 

Farchant, den 23.07.2015 

GEMEINDE FARCHANT 

 

 

 

 

 

      - Wohlketzetter - 

     1. Bürgermeister 

 


